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Viele Kinder von Sprachförderung der Landesstiftung ausgeschlossen

Eltern und Kindergartenträger haben den ‚Schwarzen Peter’

Stuttgart.   Einen Zuschuss zur Sprachförderung in Kindergärten gibt es von der Landesstiftung nur, wenn mindestens sechs Kinder mit intensivem Sprachförderbedarf zusammen kommen. Vor allem im ländlichen Raum wird diese Gruppengröße oft nicht erreicht werden, erwartet der Gemeindetag Baden-Württemberg. „Diese Anforderungen sind überzogen. Sie würden viele Kinder von der notwendigen Förderung ausschließen“, kritisierte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

In vielen eingruppigen und kleinen zweigruppigen Kindergärten werden Fördergruppen von mindestens sechs Kindern nicht gebildet werden können, erwartet der Gemeindetag. Damit seien Kinder, die dringend Hilfe brauchen, von einer Förderung durch die Landesstiftung ausgeschlossen.

Kindergartenübergreifende Fördergruppen sind keine Lösung

Die von der Landesstiftung angebotene Kooperation mit Nachbareinrichtungen sei keine Lösung. Auch die wissenschaftliche Begleitung der Sprachfördermaßnahme ‚Sag mal was’ komme zu diesem Ergebnis. Sprachförderung wirke nur dann nachhaltig, wenn sie inhaltlich und personell in den Alltag des Kindergartens eingebettet sei. „Einrichtungsübergreifende Fördergruppen sind keine Lösung und deshalb keine Alternative für die Finanzierung der Sprachfördermaßnahmen“, sagte Kehle.

Werde ein Förderbedarf festgestellt, knüpften Eltern daran die Erwartung, dass ihr Kind intensive Sprachförderung in seinem Kindergarten bekomme. Sei das nicht finanzierbar, weil wegen der zu geringen Kinderzahl ein Zuschuss der Landesstiftung nicht gezahlt werde, würden Eltern und Einrichtungsträger mit dem Problem allein gelassen.

„Diese Förderkriterien führen zu absurden Ergebnissen. Alle Kinder mit Förderbedarf müssen Zugang zu bezuschussten Fördermaßnahmen haben. Eltern und Kindergartenträger dürfen nicht auf dem ‚Schwarzen Peter’ sitzen bleiben“, verlangte Kehle.

Landesregierung in der Verantwortung

Der Gemeindetag erinnerte die Landesregierung an ihre Verantwortung, die sich aus der Sprachstandsdiagnose ergebenden Konsequenzen zu tragen. Ergebe die Diagnose die Notwendigkeit einer intensiven Sprachförderung, könne das Land die finanzielle, organisatorische und inhaltliche Verantwortung nicht an die Eltern der Kinder und die Träger der Tageseinrichtungen abschieben. Für den zusätzlich notwendigen personellen und sächlichen Aufwand verlangt der Gemeindetag einen adäquaten Ausgleich. Wenn dieser die Landesstiftung überfordere, seien Mittel aus dem Landeshaushalt erforderlich. Es fehle ein Gesamtkonzept für die Sprachförderung.
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